
  

Schwerer Verstoß gegen den Opferschutz

Zeitung nennt persönliche Details einer getöteten Lehrerin

Nach der 8. Stunde erstach Sinan (17) seine Lehrerin“ – unter dieser Überschrift
berichtet eine Boulevardzeitung online sowie einen Tag später in der gedruckten
Ausgabe über die Tötung einer Lehrerin an einer Berufsschule durch einen Schüler.
Der kam der Zeitung zufolge nach der achten Stunde mit einem Messer in die Schule
zurück und suchte gezielt nach der Lehrerin. Er fand die Mutter zweier erwachsener
Kinder in einem Klassenzimmer und stach – so die Redaktion – mehrfach auf sie ein.
Die Veröffentlichungen enthalten jeweils ein Foto der Lehrerin. Sie wird dabei
identifizierbar gezeigt. Die Berichterstattung enthält auch ein Foto des mutmaßlichen
Täters, auf dem dieser eine Maske trägt. Sie zieht drei Beschwerden nach sich. Zwei
Beschwerdeführer kritisieren die Nennung des Vornamens, des abgekürzten
Nachnamens und des Alters in Verbindung mit der identifizierbaren Abbildung der
Lehrerin. Dies verstoße gegen den Schutz der Persönlichkeit nach Ziffer 8 in
Verbindung mit Richtlinie 8.2 des Pressekodex. Für das Verständnis des
Tathergangs sei das Wissen um die Identität des Opfers unerheblich. Weder habe
eine Zustimmung für die Veröffentlichung von Name und Foto vorgelegen noch
handele es sich bei der Getöteten um eine Person des öffentlichen Lebens. Der
Beschwerdeführer teilt zudem mit, dass das Foto ohne Genehmigung der
Internetseite der Schule entnommen worden sei.

Der Beschwerdeausschuss stellt eine Verletzung der Persönlichkeitsrechte der
getöteten Lehrerin fest. Er spricht eine öffentliche Rüge aus. Die Darstellung der Frau
macht diese für ein erweitertes soziales Umfeld erkennbar. An der Tat in der Schule
besteht ein öffentliches Interesse, nicht jedoch an den persönlichen Details des
Opfers. Das Gremium erkennt einen schweren Verstoß gegen den Opferschutz.
Einen Verstoß gegen den Schutz der Persönlichkeit des mutmaßlichen Täters in
Form einer Identifizierbarkeit stellt der Ausschuss nicht fest. Die Tatsache, dass sich
die Tat unter den Augen der Öffentlichkeit abgespielt hat, der mutmaßliche Täter die
Polizei selbst rief und die Polizei davon ausgeht, den Täter gefasst zu haben, lässt
die verkürzte Formulierung im Indikativ in der Überschrift presseethisch zu. Im Text
wird der Ermittlungsstand deutlich. Ein „Medien-Pranger“ ist nicht erkennbar. 
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